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Additional supplementary benefits for nutrition 
are provided by social legislation; they are based on recom­
mendations which have to be reconsidered in general as regards 
contents and quantities. The practice of assessment by Public 
Health Offices has no standardized regulations. Surveys have 
indicated that the recommendations are based on low-price cal­
culations. The fundamental basis of supplementary benefits 
cannot guarantee healthy nutrition and therefore ignores the 
aim of prevention which had originally been included in social 
legislation. 
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Einleitung 

Die Gesundheitsämter sind nach dem Bundes­
sozialhilfegesetz aufgefordert, zur Frage von sog. Krankenkost­
zulagen gutachterlich Stellung zu nehmen. Der Gesetzgeber 
geht dabei davon aus, daß der Regelsatz der Hilfe zum Lebens­
unterhalt bei bestimmten Krankheiten nicht ausreicht, die ärzt­
lich für erforderlich gehaltene Ernährung (Diät) zu finanzieren. 
Für die Gewährung entsprechender Mehrbedarfe wird in allen 
Kommunen eine Empfehlung des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge zugrunde gelegt, die ihrerseits auf -
inzwischen allerdings veralteten - Fachmeinungen aus dem Be­
reich der ärztlichen Diätetik beruht. Das Bundessozialhilfege­
setz verpflichtet die Gesundheitsämter gleichzeitig, die Antrag­
steller/ innen zur Ernährung zu beraten. Aus der Erfahrung des 
Hauptgesundheitsamtes zu diesem Feld heraus soll im folgen­
den eine grundlegende Kritik des bisherigen Ansatzes formu­
liert und erste Vorschläge zur Veränderung vorgestellt werden. 

Fehlernährung verursacht immense Kosten 

Bereits 1986 hat das Bundesgesundheitsmini­
sterium eine Studie über die Kosten ernährungsbedingter 
Krankheiten veröffentlicht (1 ). Darin wurden erstmals die direk­
ten und indirekten Kosten von ernährungsabhängigen Krank­
heiten entsprechend der International Classification of Diseases 
für das Jahr 1980 konkret beziffert. Die in der Studie erfaßten 
ernährungsabhängigen Krankheiten verursachten demnach 
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Zusammenfassung 

Die Gewährung von Krankenkostzulagen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) basiert auf Emp­
fehlungen, die inhaltlich und hinsichtlich der Höhe generell 
revisionsbedürftig sind. Die sozialmedizinische Begutach­
tungspraxis der Gesundheitsämter ist bundesweit sehr unein­
heitlich. Untersuchungen zeigen, daß die Empfehlungen zu­
dem von niedrigen Eckregelsätzen ausgehen, die eine gesund­
heitsfördernde vollwertige Ernährungsweise nicht sicherstel­
len können und somit den auch im BSHG formulierten Ansatz 
der Prävention außer acht Jassen. 

etwa 42 Mrd. DM direkte und indirekte Folgekosten, das ent­
spricht 27 % aller Krankheitskosten. Dabei wurde in die Unter­
suchung eine Vielzahl ernährungsabhängiger bzw. ernährungs­
bedingter Krankheiten, insbesondere aufgrund fehlender Mor­
biditätsstatistiken nicht einmal einbezogen. 

Auf der Basis dieses Datenmaterials ergaben 
plausible Hochrechnungen für Ende der 80er Jahre Kosten 
durch ernährungsabhängige Krankheiten von rd. 80 Mrd. DM 
(2). Nach einer inzwischen in Bonn veröffentlichten Studie des 
Gesundheitsministeriums wurden durch ernährungsabhängige 
Krankheiten 1990 direkte und indirekte Folgekosten in Höhe 
von 113,8 Mrd. DM verursacht (3). Falsche Ernährung verur­
sacht demnach unzweifelhaft einen immensen volkswirtschaft­
lichen Schaden. 

Falsche Ernährung - die meisten Fehler
sind bekannt 

Alle 4 Jahre veröffentlicht die DGE im Auftrag 
des Bundesgesundheits- und des Bundesernährungsministeri­
ums den Ernährungsbericht, zuletzt 1992 ( 4) und liefert dort 
eine Fülle von wissenschaftlichen Daten, die (u. a.) die Entwick­
lung der Ernährungssituation in Deutschland sowie toxikolo­
gisch und hygienisch-mikrobiologische Aspekte der Ernährung 
beschreiben. 

Regelmäßig werden seit vielen Jahren die gän­
gigsten Ernährungsfehler der Deutschen beklagt und gleichzei­
tig Empfehlungen für eine gesunde Ernährungsweise gegeben. 
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Vereinfacht ausgedrückt ist die durchschnittli­
che Normalkost (konventionelle Ernährung): Zu energiereich 
(zu viele Kalorien, zu viele tierische Proteine), zu fett (insbeson­
dere zu viel tierische Fette), zu süß, zu hoher Salzgehalt, sie 
enthält zu viel Alkohol, zu wenig Ballaststoffe und liefert eine zu 
geringe Jodzufuhr. 

Durch die Verzehrsentwicklung der letzten 
Jahrzehnte haben sich die Ernährungsgewohnheiten in einem 
Umfang wie nie zuvor geändert: An die Stelle einer voluminö­
sen, kohlenhydratreichen, vorwiegend pflanzlichen und weitge­
hend unverarbeiteten und daher ballaststoffreichen Nahrung trat 
eine konzentrierte, protein- und fettreiche, durch einen hohen 
tierischen Anteil gekennzeichnete und z. T. stark verarbeitete, 
ballaststoffarme Nahrung. Die Folgen sind eine Vielzahl ernäh­
rungsabhängiger Erkrankungen. Es bestehen Schätzungen, wo­
nach jede dritte bis vierte Krankheit in Deutschland durch Fehl­
ernährung hervorgerufen bzw. in ihrem Verlauf negativ beein­
flußt wird. Die hier (sowie eine Vielzahl weiterer Veröffentli­
chungen) und in den großen wissenschaftlichen Vegetarierstu­
dien (5) beschriebenen Fakten belegen eindrucksvoll, daß sich 
eine gesündere vollwertige Ernährungsweise in vielerlei Hin­
sicht von der bei uns üblichen durchschnittlichen Mischkost 
unterscheiden sollte. 

Interessant sind in diesem Zusammenhang Da­
ten einer repräsentativen Erhebung für den Ernährungsbericht 
1980, die 1990 aktualisiert wurden. Sie machen Aussagen dar­
über, wie die Verbraucher selbst ihre Möglichkeiten der Orien­
tierung einschätzen. Danach halten 90 % der Bürgerinnen und 
Bürger die Ernährungsaufklärung für unzureichend, 65 % wün­
schen sich mehr Ernährungsaufklärung (1980: 40 %), aber 70 % 
beklagen die Widersprüchlichkeit der Informationen (1980: 
63 %) (6). 

Vollwerternährung - die Konzeption 
einer zeitgemäßen gesundheitsfördernden 
Ernährungsweise 

Vollwerternährung (7) ist eine überwiegend 
lakto-vegetabile Ernährungsweise, die hauptsächlich aus Voll­
kornprodukten, Gemüse und Obst sowie Milch und Milcher­
zeugnissen besteht. Außer dem individuellen Gesundheitsaspekt 
werden auch ökologische und soziale Aspekte zur Bewertung 
der Lebensmittel herangezogen. Beispiele: Produkte aus biolo­
gischem Anbau sollten bevorzugt eingekauft werden. Ebenso 
regionale Erzeugnisse der jeweiligen Jahreszeit. Gemieden wer­
den sollten Produkte, die aufwendig und umweltbelastend bear­
beitet (Lebensmittelbestrahlung, Gentechnik, Zusatzstoffe) und 
verpackt sind. Sozialverträglich meint u. a., daß bei verminder­
tem Fleischverzehr eine artgerechte Tierhaltung anstelle von 
Massentierhaltung möglich ist, daß nicht weiter wertvolle Fut­
termittel aus Entwicklungsländern importiert werden oder Re­
genwälder Weideflächen weichen müssen. 

Beurteilung: 

„Die Vollwerternährung wurde wegen ihres 
ganzheitlichen Ansatzes oft genug als eher weltanschaulich oder 
gar ideologisch orientiert, jedenfals als naturwissenschaftlich 
nicht begründbar abgelehnt. Heute wird sie - trotz einiger Kri­
tikpunkte an der schematischen Einteilung der Wertstufen -
sowohl von der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) 
als auch anderen ernährungswissenschaftlich und medizinisch 
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forschenden Institutionen als eine zeitgemäße Kostform aner­
kannt. Zahlreiche Studien an unterschiedlichen Bevölkerungs­
gruppen zeigen auf, daß die von der Vollwerternährung propa­
gierte Kost offensichtlich bestens geeignet ist, den Menschen 
gesund zu erhalten. Allgemein gültige ernährungsphysiologi­
sche Zusammenhänge und derzeit diskutierte Theorien - z. B. 
über das Säure-Basen-Gleichgewicht im Organismus - werden 
in der Vollwerternährung ausführlich abgehandelt. Darüber hin­
aus macht es im Interesse der Gesundheit aller sehr viel Sinn, 
bei der Beurteilung und Wahl einer Kostform auch ökologische 
Aspekte zu berücksichtigen, die die Schonung der Umwelt und 
der Energieressourcen sowie die Welthungerproblematik zum 
Inhalt haben" (zitiert nach test 7 /93 lfd. S. 705). 

Vollwerternährung ist daher für den Einstieg in 
eine zeitgemäße, gesunde und abwechslungsreiche Dauerkost 
sehr empfehlenswert. Darüber hinaus ist Vollwerternährung bei 
allen Erkrankungen als Kostform geeignet, bei denen spezielle 
individuelle diättherapeutische Maßnahmen nicht notwendig 
sind, so insbesondere als ernährungstherapeutisch sinnvolle 
Kost zur Stärkung der körpereigenen Abwehrkräfte, beispiels­
weise bei Neurodermitis, bei Vorliegen einer HIV-Infektion oder 
bei Krebserkrankungen (8); mit geringen Modifizierungen je­
doch auch bei Adipositas, Fettstoffwechselstörungen und Al­
tersdiabetes bzw. Diabetes in Verbindung mit Übergewicht. 

Vollwerternährung erfordert einen 
finanziellen Mehraufwand im Vergleich 
zur konventionellen Kost 

Die Kosten einer bedarfsgerechten Ernährung 
sind nicht ohne weiteres allgemeingültig zu beziffern, allenfalls 
auf der Grundlage von standardisierten, optimierten Speiseplä­
nen. Die Untersuchung „Kostenvergleich Vollwerternährung" 
(9), am Fachbereich Haushaltswissenschaften der Universität 
Gießen von 1990, lieferte jedoch eine Fülle von Zahlenmaterial, 
was einen relativen Kostenvergleich, differenziert nach ver­
schiedenen Vollwerternährungstypen im Vergleich zu konven­
tioneller Ernährung, zuläßt. Für diese Studie wurden praxisnah 
verschiedene Ernährungstypen differenziert, die die Empfeh­
lung der Vollwerternährung unterschiedlich konsequent umset­
zen und billigere bzw. teuerere Einkaufsquellen bevorzugen. 
Für diese Studie wurden u. a. folgende Ernährungstypen gebil­
det, die möglichst realitätsnah, aber dennoch fiktiv waren: 

1. der „konsequente Vollwertköstler"
2. der „gemäßigte Vollwertköstler"
3. der „qualitätsbewnßte Traditionalist"

(konventionelle Ernährung)
4. der „unbekümmerte Billigesser" (9)

Es wurden weitere Differenzierungen vorge­
nommen, die hier unbetrachtet bleiben sollen. Diese Typen ver­
wirklichten in abnehmender Reihenfolge die Aspekte einer Voll­
werternährung, wobei die Abgrenzung allerdings nicht streng 
zu interpretieren ist. Typ 1, der konsequente Vollwertköstler, 
sollte im Rahmen dieser Untersuchung die Kosten bei annä­
hernd vollständiger Verwirklichung der Prinzipien der Vollwert­
ernährung kennzeichnen, während der gemäßigte Vollwertköst­
ler (Typ 2) auf den Kauf von ökologisch angebautem Obst und 
Gemüse verzichtet und insgesamt weniger streng mit den Richt­
linen der Vollwerternährung umgeht. 
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Der qualitätsbewußte Traditionalist und der un­
bekümmerte Billigesser haben traditionell konventionelle Er­
nährungsmuster, wobei ersterer traditionell hochwertige Pro­
dukte kauft, während der unbekümmerte Billigesser eine prag­
matische Auswahl ausschließlich nach den Kriterien Preis und 
Bequemlichkeit trifft. 

Auf der Basis der differenzierten Typenbe­
schreibung wurden dann für alle Typen Wochenspeisepläne ent­
wickelt. Vergleichbar werden diese Speisepläne über ihren ähn­
lichen Kaloriengehalt und über gängige Verzehrmengen. Es läßt 
sich erkennen, daß die Relevanz der Kostenfaktoren stark von 
der Einkaufsquelle und der Qualität der Lebensmittel abhängig 
ist: Bei Getreide und Getreideerzeugnissen waren nur geringfü­
gige Preisunterschiede zwischen den verschiedenen Mustern zu 
finden. Die Verwendung von Vollkorngetreide aus anerkannt 
kontrolliert ökologischem Anbau bringt also ernährungsphysio­
logische und ökologische Vorteile, ohne allzu große Kostenstei­
gerungen nach sich zu ziehen. Fleisch ist vor allem dann ein 
wichtiger Kostenfaktor, wenn es sich um hochwertiges Fleisch 
handelt und/ oder wenn es aus dem Fachgeschäft bezogen wird. 
Jedoch ist auch hier der Aspekt der Tierhaltung und der damit 
verbundenen Fleischqualität zu berücksichtigen. Die Qualität 
eines durch artgerechte Tierhaltung und streßfreiere Schlach­
tung erzeugten Fleisches muß logischerweise gegenüber dem 
heute verbreiteten, in der Produktion preiswerteren PSE­
Fleisch* teuer bezahlt werden. Bei Obst und Gemüse schlägt 
sich insbesondere der ökologische Anbau in den Kosten nieder. 
Werden Milch und Milchprodukte im Naturkostladen bzw. im 
Reformhaus gekauft, steigen die Kosten deutlich. 

Sowohl bei Getränken als auch bei Convenien­
ce-Produkten* * können über die Auszahl der Produkte die Ko­
sten erheblich beeinflußt werden. Zudem ließen sich ernäh­
rungsphysiologisch und ökonomisch sinnvolle Einsparungen 
bei den Warengruppen Fette/Öle und Süßwaren vornehmen, die 
allerdings keinen großen Anteil an den Gesamtausgaben haben. 

Eine einfache und relativ anspruchslose kon­
ventionelle Ernährung aus dem Supermarkt (Billigesser) stellt 
die absolut preiswerteste, aber auch die ernährungsphysiolo­
gisch und ökologisch ungünstigste Alternative zur Vollwerter­
nährung dar. Dagegen weist eine konsequent betriebene Voll­
werternährung (Einkaufsquelle nahezu ausschließlich Natur­
kostladen) die höchsten Kosten auf, bietet aber auch in jeder 
Hinsicht höchste Qualität. 

Relativ teuer kann Vollwerternährung ebenso 
sein, wenn sie mit wenig Wissen und wenig technischen Mög­
lichkeiten eher halbherzig ausgeführt wird, z.B. durch den Ein-

* PSE-Fleisch: Bezeichnung für eine bei Schlachtschweinen nicht
selten in bestimmten Muskeln vorkommende Qualitätsverschlech­
terung, die durch blasse Farbe (engl.: pale), weiche Konsistenz
(engl.: soft) und Wäßrigkeit (engl.: exudative) gekennzeichnet ist
und durch eine außerordentliche Beschleunigung der postmortalen
Glykolyse (Milchsäurebildung) hervorgerufen wird. Die Ursachen
liegen in Anomalien des Herz-Kreislauf-Systems und des oxidati­
ven Stoffwechsels sowie in einer hormonellen Dysregulation be­
gründet.

** Convenience-Food: Aus dem Amerikanischen übernommene Be­
zeichnung für die breite Palette der industriell vorgefertigten, z. T. 
vorgegarten Nahrungsmittel, die über den Lebensmittelhandel ver­
trieben werden, wie Tiefkühlkost, Fertiggerichte, Teilfertiggerichte 
und Konserven. 
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satz teurer Convenience-Produkte. Ein preisgünstiger Kompro­
miß im Sinne der Vollwerternährung kann in einer gemäßigten 
Vollwerternährung mit folgenden Merlanalen gefunden werden: 

möglichst fleischarm; 
vollwertiges, ökologisch angebautes Getreide und 
Getreiderzeugnisse; 
Milch und Milchprodukte aus dem Supermarkt; 
Obst und Gemüse aus konventionellem Anbau, 
z. B. vom Wochenmarkt;
preiswerte Getränke;
weitgehender Verzicht auf Süßes und Convenience-Produkte.

Der gemäßigte Vollwertköstler hat gegenüber 
dem traditionellen Ernährungstyp Mehrkosten von DM 5,91 = 
8,4 % pro Woche; gegenüber dem Billigesser Mehrausgaben 
von DM 17,50 = 29,9 % pro Woche. 

Der konsequente Vollwertköstler hat gegenüber 
dem traditionellen Ernährungstyp Mehrkosten von DM 45,37 = 
+ 64,7 % pro Woche; gegenüber dem Billigesser Mehrausgaben
von DM 56,96 = 97,4 % pro Woche.

Die durchschnittlichen wöchentlichen Mehrko­
sten aller ermittelten Eßtypen in dieser Untersuchung betrugen 
+ 33,1 %.

In diesem Zusammenhang interessant sind die 
Untersuchungsergebnisse der GfK-Marktforschung (befragt 
wurden zwischen 1989 und 1993 10 000 Männer und Frauen, 
die für den täglichen Einkauf zuständig sind): 

Danach sind die Pro-Kopf-Ausgaben für Nah­
rungs- und Genußmittel primär abhängig von der Haushalts­
größe. Single-Haushalte haben mit 415,- DM pro Monat mit 
Abstand die höchsten Pro-Kopf-Ausgaben. Zum Vergleich: 
V ier-Personen-Haushalte geben mit 210,- DM pro Kopf und 
Monat nur rd. die Hälfte aus. Die durchschnittlichen Pro-Kopf­
Ausgaben betragen 307,- DM pro Monat (Bremer Nachrichten 
15.5.1994). 

Der Eckregelsatz nach dem BSHG reicht 
für eine vollwertige Ernährungsweise 
nicht aus 

Vergleicht man die vorgenannten Zahlen mit 
dem Einkommen eines Sozialhilfeempfängerhaushaltes, so wird 
man feststellen, daß dieses Einkommen zur Verwirklichung ei­
ner gemäßigten Vollwerternährung nicht ausreichen kann. Der 
Eckregelsatz eines alleinstehenden Sozialhilfeempfängers in 
Bremen beträgt derzeit DM 521,-. Davon sollen 50 %, also DM 
260,50 für Ernährung im Monat zur Verfügung stehen, das ent­
spricht umgerechnet DM 8,40 pro Tag. Zu beachten ist ferner, 
daß sich die Zahlen der Studie auf die wöchentlichen Lebens­
mittelkosten von 1988 beziehen, hier ist also eine enorme Preis­
steigerung bei den Kosten für Lebensmittel noch nicht berück­
sichtigt. 

Bei gemäßigten Vollwertköstlern wurden in der 
Untersuchung DM 10,85 pro Tag benötigt (bei einer Inflations­
rate von jährlich durchschnittlich 3 % wären das auf der Basis 
1993 DM 12,57). Nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes 
steigerte sich der Preisindex für Nahrungsmittel aller privaten 
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Haushalte im Zeitraum 1973 bis 1992 um 63 %; d. h. in einem 
Zeitraum von 20 Jahren um durchschnittlich ca. 3 % pro Jahr. 

Beim gemäßigten Vollwertköstler wurden in 
der Untersuchung DM 10,85 pro Tag (hochgerechnet auf 1993: 
DM 12,57 pro Tag) benötigt, ein alleinstehender Sozialhilfe­
empfänger hätte demnach einen Mehrbedarf von DM 2,62 
( 1993 hochgerechnet: DM 4, 17) - also einen Mehrbedarf von + 
31,83 % (hochgerechnet 1993 +49,64 %). Vergleicht man dies 
mit dem konsequenten Vollwertköstler, so müßte der durch­
schnittlich verfügbare Etat eines alleinstehenden Sozialhilfe­
empfängers für Ernährung um weit über 100 % größer sein. 

Rechnet man den Tagesmehrbedarf für eine ge­
mäßigte Vollwertkost auf den Bedarf pro Monat um, so müßten 
einem alleinstehenden Sozialhilfeempfänger etwa DM 81,- pro 
Monat (1993 hochgerechnet: DM 129,-) mehr zur Verfügung 
stehen, um eine derartige gesundheitsfördernde Vollwerternäh­
rung durchzuführen. 

Wie bereits eingangs erwähnt, sind diese Zah­
lenangaben nur bedingt brauchbar, da die gemachten Berech­
nungen wissenschaftlichen Vergleichskriterien auf der Basis 
von standardisierten, optimierten Speiseplänen nicht voll genü­
gen. Sie belegen jedoch eindeutig eine praxisrelevante Tendenz. 

Eine neuere Studie von Brombacher 1992 (10) 
kam zu dem Ergebnis, daß sog. Biohaushalte durchschnittlich 
etwa 40 % mehr für Lebensmittel ausgaben als solche, die sich 
konventionell ernährten. Nach Brombacher ließen sich diese 
Mehrausgaben jedoch relativieren, da in Biohaushalten deutlich 
weniger für F leisch, Süßigkeiten, alkoholische Getränke und 
Genußmittel ausgegeben wird. Dies sei aber nur dann der Fall, 
wenn echte Biohaushalte über ein völlig verändertes Einkaufs­
verhalten, einen anderen Wissensstand in Ernährungs- und Ge­
sundheitsfragen verfügen, andere küchentechnische Möglich­
keiten haben, und ein entsprechender Zeitaufwand zur Nah­
rungsmittelherstellung berücksichtigt werden muß. Neben ei­
nem großen Wissen in Ernährungsfragen ist auch eine langjäh­
rige Erfahrung eine wichtige Voraussetzung, die wöchentlichen 
Lebensmittelausgaben in Biohaushalten zu minimieren. 

Mit Sozialhilfe allein kann man sich nicht 
gesund ernähren 

Untersuchungen zeigen, daß die Pro-Kopf­
Aufwendungen für Lebensmittel in den meisten Fällen mit zu­
nehmender Personenzahl in einem Haushalt sinken. Ferner läßt 
sich feststellen, je niedriger das Haushaltseinkommen ist, um so 
mehr wird prozentual von den Haushalten für Lebensmittel auf­
gewendet. Den im Vergleich zu Haushalten mit durchschnittlich 
hohem Einkommen relativ hohen Anteilen für die Aufwendun­
gen für Nahrungs- und Genußmittel stehen folglich absolut 
niedrigere Aufwendungen der Sozialhilfeempfänger gegenüber. 

Die sehr begrenzten finanziellen Mittel der So­
zialhilfeempfänger erfordern ein besonderes wirtschaftliches 
Ausgabeverhalten. Dabei stellt nicht nur das geringe Einkom­
men ein Problem dar, sondern die zunehmende Verschuldung 
einkommensschwacher Haushalte wird zu einem immer dring­
licheren Problem (11). 

Die englische Soziologin Graham (12) belegt 
in ihren Untersuchungen, daß in Haushalten mit geringem Ein-
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kommen sehr wohl an qualitativ guter Nahrung gespart wird, 
und daß dies eindeutig nicht in erster Linie eine Folge fehlenden 
Ernährungsbewußtseins ist. 

Oakley und Rajan (13) haben anhand von Stu­
dien zur Ermittlung des ganz konkreten Einkaufs- und Ernäh­
rungsverhaltens in Familien mit geringem Einkommen, diffe­
renziert nach dem Umfang der Sozialhilfebedürftigkeit, aufge­
zeigt, daß die Faktoren Geld- und Zeitmangel, ungenügende 
Küchenausstattung und Probleme der Erreichbarkeit geeigneter 
Läden für den Einkauf preisgünstiger und qualitativ guter Nah­
rungsmittel wesentlich dafür verantwortlich sind, daß eine nach 
den heutigen Vorstellungen gesunde Ernährung dem Problem 
der sozialen Ungleichheit unterliegt. Dabei stellen sie dies in 
den Kontext der Wichtigkeit der Ernährung für die Entwicklung 
von Kindern. Mehrausgaben bei den Bedarfsgruppen „persön­
licher und hauswirtschaftlicher Bedarf' gehen zwangsläufig zu 
Lasten der größeren Gruppe „Ernährung". 

Je nach Haushaltstyp werden bei niedrigem 
Einkommen bis zu einem Drittel der an sich für Ernährung 
vorgesehenen Ausgaben eingespart, um den Mehrbedarf bei an­
deren Bedarfen zu kompensieren. Von den Sozialhilfeempfän­
gern spart sogar zwei Drittel wegen Geldschwierigkeiten am 
Essen (14). Wenngleich hierbei auch schichtenabhängiges Ver­
halten und Wertmaßstäbe eine nicht unbedeutende Rolle spie­
len, ist doch die Schaffung einer ausreichenden finanziellen 
Basis die Grundvoraussetzung für eine vollwertige Ernährung. 

Die von Karg et al. (15) in den 80er Jahren 
gemachten Berechnungen anhand von standardisierten Speise­
plänen ergaben, daß bei zwei Drittel der Sozialhilfehaushalte 
der Regelsatz nicht ausreichen konnte, um eine bedarfsgerechte 
Ernährung zu sichern. Die Bedarfsgruppe Ernährung innerhalb 
des Eckregelsatzes war lange Zeit auf der Grundlage des sog. 
Warenkorbs bestimmt. Bereits Anfang der 80er Jahre wurde 
mehrfach nachgewiesen, daß dieser seinen deklarierten An­
spruch, eine vollwertige Ernährung zu ermöglichen, keineswegs 
erfüllte (16, 17). 

Die Regelsatzentwicklung geht nicht konform 
mit dem Wandel der Lebensformen. 

Von 1962 bis 1990 wurden die Regelsätze 
durch das Warenkorbmodell - ein hauptsächlich ernährungs­
physiologisch begründetes Existenzminimum - festgelegt; seit 
1990 auf der Basis eines Statistikmodells, das sich an den tat­
sächlichen regelsatzrelevanten Verbrauchsgewohnheiten unterer 
Einkommensgruppen orientiert. 

Stärker noch als bei der Einführung des Waren­
korbs wirkte sich das Abstandsgebot zu Haushalten mit Nied­
riglohn beim Übergang zum Statistikmodell aus. 

Der Statistikregelsatz orientiert sich am regel­
satzrelevanten Verbrauch unterer Einkommensschichten, deren 
Einkommen knapp über der Sozialhilfegrenze liegen müssen. 
Grundannahme dieses Modells ist, ,,daß die allgemeinen Le­
bensverhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland durch den 
allgemeinen Lebensstandard in der Weise gekennzeichnet sind, 
daß eine auf tatsächliches, statistisch ermitteltes Ausgabenver­
halten begründete Bedarfsstellung zulässig ist. Daraus folgt..., 
daß die Lebens- und Verbrauchsgewohnheiten von Alleinste­
henden und Mehrpersonenhaushalten vergleichbarer unterer 
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Einkommensgruppen als eine die notwendigen Bedürfnisse 
deckende Lebensführung angesehen werden kann, die der Wür­
de des Menschen entspricht" (Klein, 1994) (18). 

Bei der Einführung des Warenkorbs wie des 
Statistikregelsatzes wurde überprüft, ob das Abstandsgebot des 
BSHG zu Normalfamilien mit Niedriglohn gewahrt wurde. Bei 
allen bisherigen Fortschreibungen wurde dies bislang stets 
überprüft. Eine Fortschreibung des Statistikregelsatzes steht 
noch aus, obwohl sie bereits für 1992 angekündigt war. Soweit 
der Regelsatz nicht aus neuen Modellen oder ihrer Fortschrei­
bung abgeleitet wurde, war er jährlich an die Preissteigerung 
anzupassen(§ 22, Abs. 3, Satz 4). 

Ob die Regelsätze der Sozialhilfe angemessen 
erhöht worden sind, wurde bisher hauptsächlich im Vergleich zu 
Nettolöhnen und Eckrente untersucht. Dabei gelangt man ab­
hängig vom gewählten Indexjahr zu unterschiedlichen Bewer­
tungen. Ein Vergleich von Lohn/Rente mit dem Eckregelsatz 
kann jedoch nur Aufschluß über die Entwicklung von Haushal­
ten mit einem Einzeleinkommen bei unveränderter Größe und 
Zusammensetzung geben (Klein, 1994). 

Aufgrund der Pluralisierung der Lebensformen 
in den letzten 30 Jahren ist in der Bundesrepublik Deutschland 
von einer rasanten Veränderung der sozialen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen auszugehen (z.B. Einpersonenhaushalte 
1981: 20,6 %; 1990: 35 %) - die Teilpopulation Normalfamilie 
mit zwei Kleinkindern und Niedriglohneinkommen kann nicht 
mehr als Meßlatte für die Regelsatzbildung gültig sein. 

Hauser und Semrau (1990) (19) haben mit den 
Daten der Einkommens- und Verbrauchsstatistik (EVS) des Sta­
tistischen Bundesamtes (alle 5 Jahre) Ausmaß und Entwicklung 
von Einkommensarmut berechnet. Sie weisen u. a. nach, daß 
sich die Varianz der Haushaltseinkonunen und nicht allein deren 
Höhe verändert hat. Weniger Haushalte verfügen also über ein 
Einkommen, das nur knapp über der Sozialhilfeschwelle liegt. 
Bei steigender Zahl von Sozialhilfebeziehern wird sich die 
Schere zwischen Sozialhilfeeinkommen und Haushaltseinkom­
men immer weiter öffnen. 

,,Dieser Prozeß wurde durch den gesellschaft­
lichen Wandel angetrieben und dürfte die Teilhabeposition aller 
Sozialhilfebezieher automatisch verschlechtert haben. In der 
über drei Jahrzehnte dauernden Diskussion um die Regelsätze 
ist diese Entwicklung nicht einmal wahrgenommen worden 
(Klein, 1994; S. 93)." 

„Der allgemeine Lebensstandard und damit 
auch das Preisniveau richten sich ja ganz wesentlich an den 
finanzkräftigeren Bevölkerungsschichten aus, so daß sich So­
zialhilfeempfänger real immer weniger leisten können, und von 
der auseinanderklaffenden Schere in der Entwicklung immer 
härter getroffen werden (Galperin, 1987) (20)." Der Sozialwis­
senschaftler Galperin stellt in seiner Untersuchung für das Bun­
des-DRK fest, ,,daß seit 1970 die Sozialhilfebezüge, gemessen 
an den realen Einkommens- und Rentensteigerungen im Lande, 
um rd. 16 % gesunken sind" ( ebd.). 

Sozialhilfeinitiativen fordern seit Jahren eine 
deutliche Verbesserung des Warenkorbs und eine Erhöhung der 
Regelsätze auf DM 822,- (Weser-Kurier 22. 8. 89) bzw. eine 
Orientierung der Höhe der Sozialhilfe beim Statistikmodell am 
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Durchschnittseinkommen und nicht an der Einkommenssitua­
tion unterer Lohngruppen. 

Das System Krankenkostzulage 
(§ 23, Abs. 4, Satz 2 BSHG) ist generell
revisionsbedürftig

Nach § 23 (4) BSHG ist über die Regelsätze 
hinausgehend ein Mehrbedarf bei kostenaufwendiger Ernäh­
rung von Kranken, Genesenden, Behinderten oder auch von 
Krankheit oder Behinderung bedrohten Personen zu leisten. Im 
Rahmen der Antragsbearbeitung sind (häufig) die Gesundheits­
ämter gutachterlich beteiligt. Als Entscheidungsrichtlinie gelten 
dabei die Empfehlungen des Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge. Diese Empfehlungen basieren inhaltlich jedoch auf 
ernährungsphysiologischen Grundlagen von 1974. Dieser Zu­
stand hat dazu geführt, daß inzwischen bundesweit eine völlig 
uneinheitliche sozialmedizinische Begutachtungspraxis Anwen­
dung findet (21 ). Bei der rasanten Entwicklung der Ernährungs­
wissenschaften erscheint eine kritische wissenschaftliche Revi­
sion dieser Empfehlungen dringend geboten. Dabei wird es zur 
Erweiterung der Entscheidungsrichtlinien auf der einen, aber 
auch zu Streichungen auf der anderen Seite kommen müssen. 

Die Empfehlungen sind aber nicht nur inhalt­
lich, sondern auch hinsichtlich der Höhe der Krankenkostzula­
gen äußerst fragwürdig und nicht von Verbrauchserhebungen 
abgeleitet. Sie gehen zudem von den niedrigen Eckregelsätzen 
aus, die - wie oben ausgeführt - eine gesundheitsfördernde, 
vollwertige Ernährung nicht sicherstellen und somit den auch 
im BSHG § 23 (4) formulierten Ansatz der Prävention außer 
acht lassen. Bei einer Orientierung darauf, daß Prävention vor 
Beseitigung oder Kompensation von Krankheit zu gehen hat, 
könnte das Thema Diätzulagen unter einem gänzlich neuen 
Blickwinkel diskutiert werden. 

Durch die Schaffung finanzieller Mindestvor­
aussetzungen für eine Vollwerternährung wäre u.E. nicht nur 
eine prophylaktische Maßnahme zur Begrenzung ernährungs­
bedingter und ernährungsabhängiger Krankheiten erreicht. 
Auch eine Vielzahl von bereits manifesten Gesundheitsstörun­
gen (wie Fettstoffwechselstörungen, Übergewicht, Diabetes in 
Verbindung mit Übergewicht) erscheinen mit einer modifizier­
ten Vollwerternährung sinnvoll therapiert - vor allem aber auch 
finanziell ausreichend abgesichert. 

Anträge auf Krankenkostzulagen, die gerade 
diese Krankheitsbilder betreffen, kommen unserer Erfahrung 
nach am häufigsten zur Bearbeitung. Sie könnten bei anderer 
Bemessung der Lebensmittelkosten im Eckregelsatz weitge­
hend unb�rücksichtigt bleiben, insbesondere wenn eine profes­
sionelle diätetische Beratung (inkl. Einkaufstips und Zuberei­
tungsanleitung) erfolgte. 

So blieben schließlich nur noch wenige Indika­
tionen übrig, die eine individuelle, bedarfsorientierte Kranken­
kostzulage erforderlich machten. 

Schlußbemerkung 

Im Gesamtzusammenhang ist kritisch anzu­
merken, daß die Gesundheitsämter bislang ihrem im BSHG 
formulierten Auftrag zur Ernährungsberatung (22) sicherlich 
nicht systematisch nachgekommen sind. Man muß aber wohl 
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auch davon ausgehen, daß die wesentlich weiterentwickelten 
Aufklärungs- und Beratungskampagnen der gesetzlichen Kran­
kenkassen überwiegend die Bevölkerungsgruppen erreicht ha­
ben, die ohnehin schon ein größeres Problembewußtsein hatten. 

Die vorgestellten Überlegungen weisen darauf 
hin, daß der öffentliche Gesundheitsdienst und die Krankenkas­
sen (23) mehr als bisher über breitenwirksame Konzepte nach­
denken müssen. Ein nicht unwichtiger Baustein dürfte die An­
passung der Regelsätze gemäß BSHG an die Erkenntnisse der 
Ernährungswissenschaften sein. 
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